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Fortführung neonazistischer Aktivitäten ehemaliger führender Funktionäre 
der verbotenen „Aktionsfront Nationaler Sozialisten/Nationaler Aktivisten" 

Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 18. Juli 1984 
die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung ist es Michael 
Kühnen entgegen seinen Behauptungen in der Monitor-Sendung 
vom 29. Mai 1984 nicht gelungen, im westlichen Ausland ernstzu-
nehmende politische Kontakte zu knüpfen oder neue Gruppen zu 
gründen, geschweige denn bereits bestehende zu einer einheit-
lichen Organisation unter seiner Leitung zusammenzufassen. Die 
Schilderung seiner angeblichen Mission und Erfolge diente offen-
bar dazu, sein Image, das bei seinen Anhängern nach der Aus-
reise ins Ausland schwer angeschlagen war, sowie seine desolate 
Finanzlage aufzubessern. 

1. War der Bundesregierung vor der Fernsehsendung am 29. Mai 1984 
bekannt, daß sich Michael Kühnen in Frankreich aufhält? 

Seit Anfang Mai war den Sicherheitsbehörden bekannt, daß 
Michael Kühnen Ende April Italien verlassen hatte und sich seit-
dem im Raum Paris aufhielt. 

2. Hat die Bundesregierung Informationen über den gegenwärtigen 
genauen Aufenthaltsort des Michael Kühnen? 

Michael Kühnen hielt sich in Frankreich an wechselnden Orten 
auf. Seine gegenwärtige Wohnanschrift ist nicht bekannt. 
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3. Trifft es zu, daß gegen Michael Kühnen auch schon vor dessen 
Grenzübertritt in die Schweiz Ermittlungsverfahren der Staatsan-
waltschaften Hamburg und Frankfu rt  am Main eingeleitet waren? 

Gegen Michael Kühnen wurden zur Zeit seines Grenzübertritts in 
die Schweiz am 19. März 1984 von den Staatsanwaltschaften bei 
den Landgerichten Hamburg und Frankfurt am Main mehrere 
Strafverfahren bet rieben. 

Nach den hier vorliegenden Erkenntnissen führte die Staatsan-
waltschaft bei dem Landgericht Hamburg zu diesem Zeitpunkt 
vier Ermittlungsverfahren jeweils wegen des Verdachts von Ver-
gehen im Zusammenhang mit den Aktivitäten der vom Bundesmi-
nister des Innern am 7. Dezember 1983 verbotenen „Aktionsfront 
Nationaler Sozialisten/Nationale Aktivisten" - ANS/NA - (§ 20 
Vereinsgesetz) sowie ein weiteres Strafverfahren wegen des Ver-
dachts des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen (§ 86a StGB). 

In diesem Verfahren ist am 2. Februar 1984 Anklage erhoben 
worden. 

Soweit es die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Frankfurt 
am Main betrifft, handelt es sich um zwei Ermittlungsverfahren, 
die wegen des Verdachts des Verbreitens von Propagandamitteln 
verfassungswidriger Organisationen (§ 86 Abs. 1 Nr. 4 StGB) und 
des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger Organisa-
tionen (§ 86a StGB) eingeleitet worden sind. Die Staatsanwalt-
schaft hat in dem einen Verfahren im Oktober 1983, in dem 
anderen im Ap ril 1984 Anklage erhoben. 

4. Trifft es zu, daß gegen Michael Kühnen ein internationaler Haftbe-
fehl vorliegt? 

a) Wenn ja, wann und von wem wurde dieser ausgestellt? 

b) Wenn nein, warum hat die Bundesregierung nicht auf die Aus-
stellung hingewirkt? 

Gegen Michael Kühnen bestehen wegen des dringenden Ver-
dachts des Verbreitens von Propagandamitteln verfassungswidri-
ger Organisationen (§ 86 Abs. 1 Nr. 4 StGB) inzwischen mehrere 
Haftbefehle. Er ist deshalb in der Bundesrepublik Deutschland zur 
Festnahme ausgeschrieben. Eine internationale Fahndung mit 
dem Ziel, nach einer Festnahme die Auslieferung zu betreiben, 
haben die insoweit zuständigen Staatsanwaltschaften nicht veran-
laßt. Wie die beteiligten Landesjustizverwaltungen mitgeteilt 
haben, wurde davon nach sorgfältiger Prüfung Abstand genom-
men, da ein Auslieferungsersuchen angesichts des politischen 
Charakters der dem Beschuldigten vorgeworfenen Straftaten 
keine hinreichende Erfolgsaussicht haben dürfte. 

Die Entscheidung, ob ein mit Haftbefehl gesuchter Beschuldigter 
international mit dem Ziel einer späteren Auslieferung zur Fest-
nahme ausgeschrieben werden soll, obliegt allein der für das 
Verfahren zuständigen Staatsanwaltschaft. 
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5. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus, daß Michael 
Kühnen unter der Führungsaufsicht Hamburger Behörden stand und 
steht und daß laut Auskunft des Hamburger Senats ihm folgende, 
z. T. mit Strafandrohung verbundene Weisungen erteilt sind: 

a) Er hat seinen nach seiner Entlassung begründeten ersten Wohn-
sitz oder eingenommenen Aufenthaltsort sogleich seiner dafür 
zuständigen Führungsaufsichtsstelle sowie der zuständigen 
Strafvollstreckungskammer anzuzeigen (§ 68 b Abs. 2 StGB), 

b) er darf seinen jewei ligen Wohn- oder Aufenthaltsort nicht ohne 
Erlaubnis der zuständigen Aufsichtsstelle verlegen (§ 68 b Abs. 1 
Nr. 1 StGB), 

c) er hat jeden Wechsel seines Wohnortes und seines Arbeitsplatzes 
unverzüglich der zuständigen Aufsichtsstelle zu melden (§ 68 b 
Abs. 1 Nr. 8 StGB), 

d) er hat sich nach seiner Entlassung bis zu einem bestimmten Tag 
eines jeden Monats bei seiner Aufsichtsstelle während der 
Dienststunden persönlich zu melden (§ 68 b Abs. 1 Nr. 7 StGB), 

e) ihm wird verboten, zwei namentlich benannte Personen, deren 
Familienangehörige, Mitglieder der „Aktionsfront Nationaler 
Sozialisten" (ANS), Angehörige der „Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei/Aufbauorganisation" (NSDAP/AO), 
Mitglieder der „Deutsch-Völkischen Gemeinschaft" (DVG) zu 
beschäftigen, auszubilden oder zu beherbergen (§ 68b Abs. 1 
Nr. 3 StGB) oder sonst mit den benannten Personen oder Mitglie-
dern zu verkehren (§ 68b Abs. 2 StGB). 

Nach den hier vorliegenden Erkenntnissen wird davon auszuge-
hen sein, daß Michael Kühnen das Verbot „ ... mit den genannten 
Personen oder Mitgliedern zu verkehren ... " — so der Beschluß des 
Oberlandesgerichts Celle vom 2. Juli 1982 unter Buchstabe e 
letzter Halbsatz — nicht befolgt hat. Verstöße gegen diese Weisung 
sind straflos, da es sich nicht um eine Weisung im Sinne des § 68b 
Abs. 1 StGB, sondern im Sinne des § 68b Abs. 2 StGB handelt; auf 
sie findet § 145 a StGB keine Anwendung. Dem Gesetzgeber war 
das Problem bekannt. Der Entwurf eines neuen Strafgesetzbuchs 
aus dem Jahre 1962 hatte vorgesehen, die fragliche Weisung in 
den strafbewehrten Katalog aufzunehmen. Der Sonderausschuß 
für die Strafrechtsreform hat indessen nach einer eingehenden 
Beratung Bedenken gegen die vorgeschlagene Regelung erho-
ben. Zum einen befürchtete der Ausschuß praktische Schwierig-
keiten, „weil die Einhaltung der in ihr umschriebenen Weisung 
nicht überwacht werden könnte", vor allem aber wurden Beden-
ken im Hinblick auf die Einhaltung des unser Strafrecht beherr-
schenden Bestimmtheitsgrundsatzes geltend gemacht (vgl. unter 
anderem Zweiter Schriftlicher Bericht des Sonderausschusses für 
die Strafrechtsreform — Drucksache V/4095, S. 36) 

6. Hat es beim Grenzübertritt des Michael Kühnen in die Schweiz 
Kontakte zwischen den Grenzbeamten und Behörden des Bundes 
und der Länder gegeben, speziell in den eineinhalb Stunden, in 
denen Kühnen nach seinen Angaben in der bereits genannten 
„Monitor"-Sendung bei seinem zweiten Einreiseversuch in die 
Schweiz an der deutschen Kontrollstelle aufgehalten wurde? 

a) Wenn ja, mit welchen Behörden? Hat es dabei insbesondere 
Kontakte mit der Hamburger Führungsaufsichtsbehörde für 
Kühnen gegeben? 

b) Welche Stellungnahmen haben diese Behörden abgegeben? 

c) Mit welcher Begründung wurde es Michael Kühnen gestattet, 
seinen Aufenthaltsort ins Ausland zu verlegen? 
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d) Falls es keine Rückfragen gegeben hat: Welche Erklärung hat die 
Bundesregierung dafür; daß die Grenzpolizeibehörden Michael 
Kühnen trotz „intensiver Beobachtung durch die Sicherheitsbe-
hörden des Bundes" (s. Drucksache 10/1042) den Grenzübertritt 
ohne Rücksprache mit den zuständigen Behörden gestatteten, 
und wer trägt dafür die Verantwortung? 

Michael Kühnen ist am 19. März 1984 an der Grenzübergangs-
stelle Blumberg-Neuhaus von den Schweizer Grenzbehörden 
zurückgewiesen worden, weil er nationalsozialistische Schriften 
und Gegenstände mitführte. Er suchte daraufhin die deutsche 
Grenzschutzstelle auf und wollte diese Schriften und Gegen-
stände bei der Dienststelle zurücklassen. Da nicht auszuschließen 
war, daß die Gegenstände und Unterlagen der Beschlagnahme 
unterliegen, hat die Grenzschutzstelle die zuständige Staatsan-
waltschaft Konstanz informiert. 

Eine Weisung, Kühnen festzunehmen, wurde von der Staatsan-
waltschaft nicht erteilt. Es bestanden zu diesem Zeitpunkt auch 
keine Festnahmeersuchen anderer Behörden. Da weder eine Paß-
versagung nach § 7 Abs. 1 Paßgesetz noch eine Ausreiseuntersa-
gung nach § 2 Abs. 2 Personalausweisgesetz vorlag, hat die 
Grenzschutzstelle Michael Kühnen daraufhin ausreisen lassen. Es 
gab für die Grenzpolizei keine Veranlassung, vor der Ausreise 
Michael Kühnens mit der Führungsaufsichtsbehörde in Hamburg 
Verbindung aufzunehmen, da diese keine Ausreiseuntersagung 
verfügt hatte. 

7. Trifft es zu, daß auch gegen Thomas Brehl ein Haftbefehl der Frank-
furter Staatsanwaltschaft zwar außer Vollzug gesetzt, Brehl aber 
Meldeauflagen erteilt worden sind? Hat Brehl nach Kenntnis der 
Bundesregierung durch seinen Aufenthalt in Frankreich gegen diese 
Meldeauflagen verstoßen? 

8. Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, ob dieser 
Haftbefehl nunmehr wieder in Vollzug gesetzt wurde, und ob gegen 
Thomas Brehl ebenfalls ein internationaler Haftbefehl existiert? 

Gegen Thomas Brehl besteht ein Haftbefehl des Amtsgerichts 
Frankfurt am Main vom 14. Januar 1984 in einem Ermittlungsver-
fahren der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Frankfu rt  am 
Main wegen des Verdachts des Verbreitens von Propagandamit-
teln verfassungswidriger Organisa tionen (§ 86 Abs. 1 Nr. 4 StGB) 
und des Verdachts von Zuwiderhandlungen gegen das Verbot der 
ANS/NA (§ 20 Vereinsgesetz). Der Vollzug des Haftbefehls ist 
gemäß Beschluß des oben genannten Gerichts von demselben 
Tag ausgesetzt. Dabei wurde dem Beschuldigten die Auflage 
gemacht, sich 14tägig auf dem für seinen Wohnsitz zuständigen 
Polizeirevier zu melden. Nach Mitteilung der zuständigen Lan-
desjustizverwaltung ist der Staatsanwaltschaft bei dem Landge-
richt Frankfurt am Main nicht bekannt, daß Thomas Brehl gegen 
die Meldeauflage verstoßen habe. 

Die Aussetzung des Vollzugs besteht weiterhin. 
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9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Duldung der Ausreise Küh-
nens angesichts dessen Erklärung in der „Monitor"-Sendung, daß er 
— durch seine Auslandsaktivitäten politisch, organisatorisch und 
finanziell gestärkt — in die Bundesrepublik Deutschland zurückkeh-
ren werde, um hier seine politischen Ziele weiterzuverfolgen? 

Wie beurteilt sie speziell diese Duldung der Ausreise auf dem Hinter

-

grund der Verbotsbegründung der ANS/NA, zu der der Bundes-
innenminister unter der Überschrift „Rechtsextremistische Hand-
lungen werden nicht tatenlos hingenommen" u. a. ausführte: „Das 
Bundesinnenministerium sieht den rechtsextremistischen, demo-
kratiefeindlichen Handlungen nicht tatenlos zu ... Mit dem heute 
vollzogenen Vereinsverbot will  ich ein unübersehbares Zeichen set-
zen." (Innere Sicherheit, 70/1983, S. 2)? 

Da zum Zeitpunkt der Ausreise Michael Kühnens in die Schweiz 
keine Rechtsgrundlage bestand, diese zu verhindern, kann von 
einer „Duldung" der Ausreise nicht die Rede sein. 








